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Steinmeier für Aufnahme von Guantanamo-Gefangenen in Deutschland 
Bundesaußenminister: EU muss Herkunftsländer der Flüchtlinge stabilisieren 
Bundesaußenminister Frank-Walter Steinmeier (SPD) hat sich für die Aufnahme von Guantanamo-Gefangenen in Deutschland ausgesprochen. Wer die Zustände in dem Lager lautstark kritisiert habe, dürfe sich nicht wegducken, wenn das Gefängnis geschlossen und Häftlinge auch in Drittländern untergebracht werden sollten, sagte Steinmeier am Donnerstag, 21. Mai auf dem Podium „Menschenwürde in einer solidarischen Weltgemeinschaft“ beim 32. Deutschen Evangelischen Kirchentag in Bremen. „Das ist eine Frage der Menschenwürde in einer solidarischen Welt“, fügte er hinzu. Guantanamo habe nicht nur zu einem Glaubwürdigkeitsverlust der USA geführt. „Der Westen insgesamt, unsere Kultur hat an Glaubwürdigkeit verloren“, betonte Steinmeier.  Außenpolitik dürfe sich nicht nur auf die Interessen des eigenen Landes beschränken.

Nach den Worten des Vizekanzlers könne Außenpolitik „nicht jeden Tag aus der Sonntagspredigt“ abgeleitet werden. Der Katalog der Menschenrechte sei zwar der richtige Kompass, doch bleibe er immer erst ein Vorgriff auf das „noch nicht Verwirklichte“, dem sich Politik in oft mühsamen Schritten annähern müsse, sagte der Minister. 
Im Blick auf die humanitäre Tragödie der afrikanischen Flüchtlinge an den Außengrenzen der Europäischen Union sagte Steinmeier, die Fluchtbewegungen von Süd nach Nord ließen sich nur regulieren, wenn die EU die Herkunftsländer stabilisiere. „Wir müssen eine Entwicklung in Gang bringen, die den Menschen Gründe gibt, in ihrem Land zu bleiben und es nicht zu verlassen.“ Steinmeier machte sich auch für eine Unterstützung der Staaten im afrikanischen Norden wie Libyen, Mauretanien oder Marokko stark, die die Hauptlast des Flüchtlingsstroms über das Mittelmeer zu tragen hätten.
Wie der Präsident des Internationalen Komitees vom Roten Kreuz (IRK), Jakob Kellenberger, sagte, werde es „ohne den täglichen Kampf um die Beachtung der zivilisatorischen Minima“ nie eine solidarische Weltgemeinschaft geben. In der Politik sei seiner Ansicht nach die Konfliktvorbeugung das „wichtigere Geschäft“ als das Konfliktmanagement. Die Respektierung der menschlichen Würde sei dabei eine entscheidende Investition in die menschliche Sicherheit.   
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